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Gesetzentwurf
des Bundesrates

Entwurf eines … Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften

A. Problem und Ziel
Stärkung der Länderkompetenzen im Bereich der Beamtenbesoldung und
Beamtenversorgung.

B. Lösung
Teilweise Öffnung des Bundesrechts für das Landesrecht.

C. Alternativen
Angesichts des finanz- und regionalpolitischen Handlungsbedarfs: Keine
Die im Rahmen des Projekts der Modernisierung der bundesstaatlichen Ord-
nung derzeit zwischen Bund und Ländern erörterte Frage weitergehender Kom-
petenzverlagerungen vom Bund auf die Länder (u. a. für das Besoldungs- und
Versorgungsrecht) wird erst im Zusammenhang einer Gesamtverständigung
über eine Neuordnung der innerstaatlichen Kompetenzordnung und eine Reihe
von Finanzfragen (wie des Abbaus von Mischfinanzierungen und ihrer Kom-
pensation) entschieden werden können. Der gegenwärtige Beratungsstand des
Modernisierungsprojekts lässt noch keine konkreten Aussagen hinsichtlich
einer Kompetenzverlagerung zu (bisher geplant sind Abschluss der Verhand-
lungen bis Ende 2003 und Abschluss der gesetzlichen Umsetzung der Reform
bis Ende 2004).

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte
Kurzfristige Entlastungs- und Differenzierungsmöglichkeiten für die Personal-
haushalte der Länder und ihrer Kommunen.

E. Sonstige Kosten
Unmittelbare Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das Verbrau-
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten; diese könnten durch spätere Umsetzung
durch Landesrecht entstehen. Nachfrage- bzw. Kaufkraftauswirkungen durch
begrenzte Kürzungen der Beamtenbesoldung sind derzeit nicht zu quantifizie-
ren; dem stünden jedenfalls die wirtschaftlich positiven Effekte stärker konsoli-
dierter Landeshaushalte, ggf. dadurch längerfristig wiedergewonnener Investi-
tionsspielräume usw. gegenüber.
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Anlage 1

Entwurf eines … Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zu-
letzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. § 59 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Daneben werden der Familienzuschlag und vermögens-
wirksame Leistungen gewährt; eine jährliche Sonderzu-
wendung und ein jährliches Urlaubsgeld werden nach
Maßgabe bundesgesetzlicher Vorschriften gewährt, so-
weit durch Landesgesetz nichts anderes bestimmt ist.“

2. Dem § 67 werden folgende Sätze 2 bis 4 angefügt:
„Durch Landesgesetz kann bestimmt werden, dass von
dem bundesgesetzlich festgelegten Bemessungsfaktor
der Sonderzuwendung abgewichen wird. Bei Abwei-
chung nach oben darf eine Obergrenze von 100 vom
Hundert des Grundbetrages der Sonderzuwendung nicht
überschritten werden. Außerdem kann im Landesgesetz
eine andere Zahlungsweise bestimmt und festgelegt wer-
den, dass die Sonderzuwendung ruhegehaltfähig ist und
an den regelmäßigen Anpassungen nach § 14 teil-
nimmt.“

3. Dem § 68a wird folgender Satz angefügt:
„Durch Landesgesetz kann von der Höhe des bundes-
gesetzlich geregelten Urlaubsgeldes nach unten abge-
wichen werden.“

Artikel 2
Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes

Das Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. März 1999 (BGBl. I S. 322, 847,
2033), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. In § 50 Abs. 4 wird der Halbsatz „, soweit durch Landes-

gesetz nichts anderes bestimmt ist“ eingefügt.
2. § 53 Abs. 3 und 4 wird jeweils folgender Satz angefügt:

„Durch Landesrecht können abweichende Regelungen
getroffen werden.“

3. Dem § 54 wird folgender Absatz 6 angefügt:
„(6) Durch Landesgesetz kann die Anwendung der

Absätze 1 bis 5 im Zusammenhang mit der Gewährung
einer Sonderzuwendung oder vergleichbaren Leistung
geregelt werden.“

4. In § 55 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2a einge-
fügt:

„(2a) Die Höchstgrenze nach Absatz 2 ist für den
Monat Dezember nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 Satz 4
des Gesetzes über die Gewährung einer jährlichen Son-
derzuwendung zu erhöhen, soweit durch Landesgesetz
nichts anderes bestimmt ist.

5. § 69 Abs. 1 Nr. 2 wird folgender Satz 7 angefügt:
„§ 69e Abs. 1 Satz 2 gilt sinngemäß.“

6. § 69a wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 1 wird die Angabe „§§ 49, 50 Abs. 1,

§§ 50a“ durch die Angabe „§§ 49 bis 50a“ ersetzt.
b) In Nummer 1 und Nummer 2 wird jeweils folgender

Satz angefügt:
„§ 69e Abs. 1 Satz 2 gilt sinngemäß.“

7. Nach § 69c Abs. 4 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„§ 69e Abs. 1 Satz 2 gilt sinngemäß.“

8. In § 69d Abs. 2 werden nach dem Wort „Fassung“ die
Wörter „mit Ausnahme von Absatz 1 Satz 2“ eingefügt.

9. § 69e Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 Halbsatz 2 wird vor der Angabe „50a“ die

Angabe „50,“ eingefügt.
b) Folgender Satz 2 wird angefügt:

„§ 53 Abs. 3 und 4, § 54 Abs. 6 und § 55 Abs. 2a in
der ab … [einsetzen: Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Gesetzes] geltenden Fassung sind anzuwenden.“

Artikel 3
Änderung des Gesetzes über die Gewährung

einer jährlichen Sonderzuwendung
§ 1 des Gesetzes über die Gewährung einer jährlichen

Sonderzuwendung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 15. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3642), das zuletzt
durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden das Wort „erhalten“ gestrichen und

nach den Wörtern „nach diesem Gesetz“ das Wort „er-
halten“ eingefügt sowie die Wörter „vorbehaltlich ab-
weichender landesgesetzlicher Regelung auf Grund von
Absatz 2“ angefügt.

b) Folgender Absatz 2a wird neu eingefügt:
„(2a) Durch Landesgesetz kann bestimmt werden,

dass von dem nach § 13 Abs. 1 festgelegten Bemes-
sungsfaktor abgewichen wird. Bei Abweichung nach
oben darf die Obergrenze von 100 vom Hundert des je-
weils geltenden Grundbetrages nicht überschritten wer-
den. Im Landesgesetz kann außerdem eine von § 11 ab-
weichende Zahlungsweise festgelegt und bestimmt wer-
den, dass die Sonderzuwendung ruhegehaltfähig ist und
an den regelmäßigen Anpassungen nach § 14 des Bun-
desbesoldungsgesetzes teilnimmt.“
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Artikel 4
Änderung des Urlaubsgeldgesetzes

§ 1 des Urlaubsgeldgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16. Mai 2002 (BGBl. I S. 1780), das zuletzt
durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden das Wort „erhalten“ gestrichen und

nach den Wörtern „nach diesem Gesetz“ das Wort „er-
halten“ eingefügt sowie die Wörter „vorbehaltlich ab-
weichender landesgesetzlicher Regelung auf Grund von
Absatz 2“ angefügt.

b) Folgender Absatz 2a wird neu eingefügt:
„(2a) Durch Landesgesetz kann von der Höhe des Ur-

laubsgeldes nach § 4 Abs. 1 nach unten abgewichen
werden.“

Artikel 5
Änderung der Zweiten

Besoldungs-Übergangsverordnung
§ 3 der Zweiten Verordnung über besoldungsrechtliche

Übergangsregelungen nach Herstellung der Einheit
Deutschlands (Zweite Besoldungs-Übergangsverordnung –

2. BesÜV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. No-
vember 1997 (BGBl. I S. 2764), die zuletzt durch … geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 3 wird folgender Halbsatz eingefügt:

„ , soweit durch Landesgesetz nichts anderes bestimmt
ist“.

b) In Absatz 5 wird folgender Halbsatz eingefügt:
„ , soweit durch Landesgesetz nichts anderes bestimmt
ist“.

Artikel 6
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang
Die auf Artikel 5 beruhenden Teile der dort geänderten

Rechtsverordnung können auf Grund der Ermächtigung des
§ 73 Bundesbesoldungsgesetz durch Rechtsverordnung ge-
ändert werden.

Artikel 7
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am … in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Ausgangslage
Die besoldungs- und finanzpolitischen Gestaltungsmöglich-
keiten der Länder bei ihrem beamteten Personal werden den
unterschiedlichen wirtschaftlichen und finanziellen Verhält-
nissen der einzelnen Länder nicht gerecht, und zwar weder im
Hinblick auf eine schwierige, teils extrem belastete Situation
ihrer Landeshaushalte noch im Hinblick auf regionale, sozi-
ale und leistungsbezogene Handlungsmöglichkeiten bzw. Er-
fordernisse. Deshalb sind im Tarifbereich wie im Bereich der
Beamtenbesoldung schrittweise geeignete Flexibilisierungen
und Regionalisierungen erforderlich.

II. Lösung
Das Bundesbesoldungsrecht soll in einem weiteren Schritt
so geöffnet werden, dass die Länder die Höhe der Sonderzu-
wendung bis zu einer bundesgesetzlich festgelegten Ober-
grenze eigenverantwortlich und abweichend vom Bundes-
recht festlegen können. Sie sollen dabei auch die Zahlungs-
weise und den Rechtscharakter dieser Leistung eigenverant-
wortlich bestimmen können. Beim Urlaubsgeld beschränkt
sich der landesrechtliche Gestaltungsspielraum auf die
Höhe der Leistung.

Ein breiterer Handlungsspielraum ermöglicht auch die Be-
rücksichtigung von regionalen, sozialen und leistungsbezo-
genen Gesichtspunkten durch die Länder. Der Verfassungs-
grundsatz (Artikel 33 Abs. 5 GG) der amtsangemessenen
Alimentation (einschließlich des sog. Abstandsgebotes zwi-
schen den einzelnen Besoldungsgruppen), der nicht die ein-
zelnen derzeitigen Besoldungsbestandteile als solche ge-
währleistet, sondern nach dem Nettoeinkommen insgesamt
zu beurteilen ist (BVerfGE 99, 300 [315]), bleibt unberührt.

III. Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes
1. Besoldung und Versorgung der Beamten sind seit der

1971 erfolgten Einfügung des Artikels 74a GG Gegen-
stand der konkurrierenden Gesetzgebungszuständigkeit
des Bundes. Der schon zuvor eingeleitete Prozess der
Vereinheitlichung der Besoldung ist 1975 durch das
Zweite Gesetz zur Vereinheitlichung und Neuregelung
des Besoldungsrechts in Bund und Ländern und mit Wir-
kung ab 1977 durch das Beamtenversorgungsgesetz ab-
geschlossen worden. Seitdem regelt das Bundesrecht die
Besoldung grundsätzlich abschließend, soweit den Län-
dern nicht ausdrücklich Befugnisse eingeräumt werden
(§ 1 Abs. 4 BBesG). Seit Mitte der 90er Jahre hat der
Bundesgesetzgeber seine Gesetzgebungsbefugnis aller-
dings an verschiedenen Stellen zurückgenommen, z. B.
durch die Möglichkeit zur Gewährung von Leistungsprä-
mien und -zulagen nach Maßgabe der jeweiligen Haus-
halte. Beim Beamtenversorgungsrecht hat der Bund bis-
lang darauf verzichtet, den Ländern durch Öffnungs-
klauseln eigene Spielräume einzuräumen. Gleichwohl
liegt es in der erklärten Absicht der Bundesregierung,
auch das Besoldungsrecht zu deregulieren (was auch

Rückwirkung auf die Versorgung hätte). Auch von Län-
derseite werden Öffnungen bis hin zu Kompetenzver-
lagerungen zunehmend diskutiert bzw. gefordert; das
schließt die Überprüfung bisheriger Zustimmungsrechte
des Bundesrates als Folge ein.
Unbeschadet der im Rahmen des Projekts der Moderni-
sierung der bundesstaatlichen Ordnung zu führenden
grundsätzlichen Debatte, ob und inwieweit Besoldung
und Versorgung dereguliert werden können und sollen
(der MPK-Auftrag vom 24./26. Oktober 2001 für die
Reform der innerstaatlichen Kompetenzordnung umfasst
auch die Prüfung des Besoldungs- und Versorgungs-
rechts), ist jedenfalls für die mit diesem Gesetzentwurf
angestrebte (begrenzte) Flexibilisierung festzustellen,
dass dadurch weder eine bundesstaatlich unakzeptable
Rechtszersplitterung noch eine bundesstaatlich unakzep-
table Konkurrenzsituation zwischen Ländern und mit
dem Bund hinsichtlich der Besoldung und Versorgung
entstehen würde.

2. Das dem Gebrauchmachen von der Kompetenz des Arti-
kels 74a GG durch das einheitliche Bundesbesoldungs-
und Beamtenversorgungsrecht im gesamtstaatlichen In-
teresse zugrunde liegende Erfordernis der Wahrung der
Rechtseinheit (Artikel 72 Abs. 2 GG) wird durch die
Einfügung der vorgesehenen Öffnungsklauseln im Kern
nicht angetastet: Zum einen erfordert die Wahrung der
Rechtseinheit jedenfalls keine vollständige Einheitlich-
keit der Besoldung. Gemäß Urteil des BVerfG vom
24. Oktober 2002 (– 2 BvF 1/01 – Leitsatz 2 b.bb)) er-
füllt „eine Gesetzesvielfalt auf Länderebene die Voraus-
setzungen des Artikels 72 Abs. 2 GG erst dann, wenn sie
eine Rechtszersplitterung mit problematischen Folgen
darstellt, die im Interesse sowohl des Bundes als auch
der Länder nicht hingenommen werden kann“. Dies
ist hier nicht der Fall: So sollen die den Ländern einge-
räumten Regelungsmöglichkeiten der unterschiedlichen
finanziellen Leistungskraft in begrenzter, dem Alimenta-
tionsprinzip (Artikel 33 Abs. 5 GG) entsprechender
Weise Rechnung tragen. Zum anderen ist die Schaffung
der Öffnungsklauseln auch im gesamtstaatlichen Inter-
esse zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse
erforderlich (Artikel 72 Abs. 2 GG). Denn die Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse erfordert u. a. auch,
dass die Länder die für die Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben erforderliche Leistungs- und Handlungsfähigkeit ha-
ben. Die Länder können die Erfüllung ihrer Kernaufga-
ben, insbesondere Bildung, öffentliche Sicherheit und
sozialen Ausgleich, nur gewährleisten, wenn die Perso-
nalausgaben auf ein angemessenes Verhältnis zu den
notwendigen Landesaufgaben bzw. -ausgaben begrenzt
bleiben, reduziert oder differenziert werden können.

IV. Kosten und Preise
a) Kosten für die öffentlichen Haushalte:

Es können kurzfristig Entlastungsmöglichkeiten für die
Personalhaushalte der Länder geschaffen werden. Län-
gerfristig wird Spielraum für flexiblere Lösungen zur
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Berücksichtigung von regionalen Verhältnissen geschaf-
fen.

b) Sonstige Kosten:  Keine
c) Preise:

Unmittelbare Auswirkungen auf das Preisniveau, insbe-
sondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwar-
ten; diese könnten durch spätere Umsetzung durch Lan-
desrecht entstehen. Nachfrage- bzw. Kaufkraftauswir-
kungen durch begrenzte Kürzungen der Beamtenbesol-
dung sind derzeit nicht zu quantifizieren; dem stünden
jedenfalls die wirtschaftlich positiven Effekte stärker
konsolidierter Landeshaushalte, ggf. dadurch längerfris-
tig wiedergewonnener Investitionsspielräume usw. ge-
genüber.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Bundesbesoldungsgesetz)
Zu § 59
Systematische Klarstellung für die Anwärterbezüge im Hin-
blick auf die neu gefassten §§ 67, 68a Bundesbesoldungs-
gesetz.

Zu § 67
Die Länder können die Höhe der Sonderzuwendung abwei-
chend vom bundesrechtlich geltenden Bemessungsfaktor
eigenverantwortlich festsetzen. Damit werden einerseits die
Kompetenzen der Länder gestärkt. Andererseits wird durch
die bundesgesetzliche Obergrenze von 100 vom Hundert
des Grundbetrages gewährleistet, dass die Länderregelun-
gen untereinander und auch gegenüber dem Bund nach oben
hin nicht zu stark voneinander abweichen können.
Auf dieser Grundlage soll es den Ländern auch gestattet
sein, die innere Ausgestaltung der Sonderzuwendung ab-
weichend vom Bund zu regeln. Der im Bundesrecht gere-
gelte Anspruch dem Grunde nach bleibt davon unberührt.
Auf diese Weise ist auch innerhalb des Bundesrechts eine
möglichst weitgehende Regelungsfreiheit der Länder gege-
ben. Einzelheiten bleiben den Landesgesetzen vorbehalten.

Zu § 68a

Den Ländern soll bei der Höhe des Urlaubsgeldes mehr Fle-
xibilität eingeräumt werden.

Zu Artikel 2 (Beamtenversorgungsgesetz)
Zu § 50

Einfügung einer Regelungskompetenz der Länder für die
Sonderzuwendung von Versorgungsempfängern entspre-
chend der Kompetenzübertragung im Besoldungsrecht.

Zu § 53 ff.

Folgeänderungen für den Versorgungsbereich aus der Über-
tragung der Regelungskompetenz bei der Sonderzuwendung
und die Länder.

Zu Artikel 3 (Gesetz über die Gewährung einer jähr-
lichen Sonderzuwendung)

Systematische Klarstellung im Hinblick auf den neu gefass-
ten § 67 Bundesbesoldungsgesetz.

Zu Artikel 4 (Urlaubsgeldgesetz)
Systematische Klarstellung im Hinblick auf den neu gefass-
ten § 68a Bundesbesoldungsgesetz.

Zu Artikel 5 (Zweite Besoldungs-Übergangsverord-
nung)

Systematische Klarstellung im Hinblick auf die neu gefass-
ten §§ 67, 68a Bundesbesoldungsgesetz.

Zu Artikel 6 (Rückkehr zum einheitlichen Verord-
nungsrang)

Die Vorschrift regelt die Rückkehr zum einheitlichen Ver-
ordnungsrang bei der 2. BesÜV.

Zu Artikel 7 (Inkrafttreten)
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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Anlage 2

Stellungnahme der Bundesregierung

1. Allgemeines
Die Bundesregierung nimmt den Wunsch der Länder zur
Öffnung und Flexibilisierung der Besoldung und Versor-
gung in dem vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines
… Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften
zur Kenntnis.
Die Bundesregierung ist bereit, die vom Bundesrat vorge-
schlagene schrittweise Öffnung der bisher bundeseinheit-
lichen Bezahlungsregelungen bei der jährlichen Sonder-
zuwendung und beim Urlaubsgeld aufzugreifen.
Zwar muss das Besoldungssystem in seinen Grundstruk-
turen auch künftig einheitlich geregelt werden, um die
Funktionsfähigkeit des öffentlichen Dienstes in allen Berei-
chen zu gewährleisten. Ein solches homogenes Besoldungs-
gefüge muss jedoch so flexibel sein, dass unterschiedlichen
finanziellen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen im
Hinblick auf regionale, soziale und leistungsbezogene
Handlungsmöglichkeiten bzw. Erfordernisse Rechnung ge-
tragen werden kann.
Die Bundesregierung unterstützt insofern den auf die jähr-
liche Sonderzuwendung und das Urlaubsgeld begrenzten
Abbau flächendeckender und bundeseinheitlicher Vorgaben
der Besoldung und Versorgung. Damit wird der Kern-
bereich der verfassungsrechtlich geschützten Alimentation
nicht berührt.
Dabei begrüßt die Bundesregierung, dass der Bundesrat mit
seinem Gesetzesantrag die von der Bundesregierung mit
den Vorschlägen von Bezahlungsbandbreiten angestrebte
Flexibilisierung und Öffnung des Bezahlungsrechts auf-
greift und eigene Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten
vorschlägt.
Diese Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten kommen
dem Bund für seine Beschäftigten unmittelbar durch Arti-
kel 73 Nr. 8 des Grundgesetzes zu. Für die Beschäftigten
der Länder schöpft der Bund seine konkurrierende Gesetz-
gebungskompetenz nach Artikel 74a des Grundgesetzes
nicht vollständig aus.
Die Bundesregierung stimmt den vom Bundesrat im Einzel-
nen vorgeschlagenen Rahmenvorgaben, Höchstgrenzen und
Gestaltungsoptionen zu. Bisher wurden die jährliche Son-
derzuwendung und das Urlaubsgeld bundeseinheitlich nach
dem Gesetz über die Gewährung einer jährlichen Sonder-
zuwendung und dem Urlaubsgeldgesetz gewährt. Zukünftig
soll die Möglichkeit geschaffen werden, Höhe, Zahlungs-
weise beziehungsweise den Rechtscharakter dieser Leistun-
gen selbst bestimmen zu können. Lediglich der Höchst-
betrag der Sonderzahlungen als Rahmenvorgabe soll weiter-
hin bundeseinheitlich gesetzlich geregelt bleiben.
Der Gesetzentwurf des Bundesrates ist ein wichtiger Schritt
für die von der Bundesregierung angestrebte neue Ver-
antwortungsteilung zwischen Bund und Ländern. Eigen-
ständigkeit und Eigenverantwortung der Dienstherren wer-
den nachhaltig gestärkt. Zugleich wird durch die Begren-

zung der Öffnung auf die jährlichen Sonderzahlungen
sichergestellt, dass im Interesse der Funktionsfähigkeit des
öffentlichen Dienstes im Kernbereich der Besoldung ein-
heitliche Grundstrukturen erhalten bleiben.

Solange keine eigenständigen Regelungen erlassen werden,
gilt das bisherige Recht bei der jährlichen Sonderzuwen-
dung und dem Urlaubsgeld unverändert weiter. Dabei bleibt
die jährliche Sonderzuwendung in ihrer bisherigen Ausge-
staltung auch weiterhin statisch und „eingefroren“.

Durch die Regelungen ergeben sich keine unmittelbaren
Folgen für die Haushalte von Bund und Ländern oder für
Besoldungs- und Versorgungsberechtigte. Auswirkungen
können erst dann entstehen, wenn der Bund beziehungs-
weise die Länder vom bisherigen Recht abweichende, eigen-
ständige Regelungen getroffen haben.

Es wird vorgeschlagen, den vom Bundesrat eingebrachten
Gesetzesantrag eines … Gesetzes zur Änderung dienstrecht-
licher Vorschriften regelungstechnisch umzustellen und
redaktionell abzuändern. Aus Vereinfachungsgründen und
zur besseren Verständlichkeit sind nachfolgend die Rege-
lungen neu gefasst worden.

2. Regelungstechnische Neufassung des Gesetzes-
antrags

Artikel 1
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zu-
letzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird die Angabe zum 7. Abschnitt
wie folgt gefasst:

„7. Abschnitt: Jährliche Sonderzahlungen
und vermögenswirksame
Leistungen 67 und 68“.

2. § 1 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 wird das Wort „Sonderzuwendungen“
durch das Wort „Sonderzahlungen“ ersetzt.

b) In Nummer 3 wird das Komma durch einen Punkt er-
setzt.

c) Nummer 4 wird aufgehoben.

3. Dem § 34 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

„Veränderungen auf Grund von Regelungen nach § 67
können Berücksichtigung finden.“

4. In § 54 Abs. 3 Nr. 1 werden die Wörter „jährliche Son-
derzuwendungen“ durch die Angabe „die nach § 67
Abs. 1 Satz 1 bis 3 zu gewährenden jährlichen Sonder-
zahlungen“ ersetzt.
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5. § 59 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Daneben werden der Familienzuschlag und die vermö-
genswirksamen Leistungen gewährt; jährliche Sonder-
zahlungen können nach den jeweiligen bundes- oder lan-
desgesetzlichen Vorschriften gewährt werden.“

6. Die Überschrift des 7. Abschnitts wird wie folgt gefasst:
„7. Abschnitt

Jährliche Sonderzahlungen und
vermögenswirksame Leistungen“.

7. § 67 wird wie folgt gefasst:
„§ 67

Jährliche Sonderzahlungen
(1) Soweit der Bund oder die Länder durch Gesetz

jährliche Sonderzahlungen gewähren, dürfen diese im
Kalenderjahr die Bezüge eines Monats nicht überstei-
gen. Daneben kann für jedes Kind eines Berechtigten ein
Sonderbetrag bis zur Höhe von 25,56 Euro gewährt wer-
den. Bei den Bezügen nach Satz 1 sind die Auslands-
dienstbezüge nach dem 5. Abschnitt, Zulagen und Ver-
gütungen nach den §§ 42a, 45, 47 bis 49, 50a und 51 so-
wie sonstige Einmalzahlungen nicht zu berücksichtigen.
Abweichend von Satz 1 kann die jährliche Sonderzah-
lung für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 8 um bis zu
332,34 Euro und für alle übrigen Besoldungsgruppen um
bis zu 255,65 Euro erhöht werden.

(2) In der bundes- oder landesgesetzlichen Regelung
ist die Zahlungsweise zu bestimmen. Außerdem kann
festgelegt werden, dass die Sonderzahlungen nach Ab-
satz 1 Satz 1 und 3 ruhegehaltfähig sind. Gleichzeitig
kann bestimmt werden, dass sie an den allgemeinen An-
passungen nach § 14 teilnehmen.“

8. § 68a wird aufgehoben.

Artikel 2
Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes

Das Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. März 1999 (BGBl. I S. 322, 847,
2033), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 50 wie

folgt gefasst:
„§ 50 Familienzuschlag, Ausgleichsbetrag, jährliche

Sonderzahlung“.
2. § 2 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Zur Versorgung gehört ferner die jährliche Son-
derzahlung nach § 50 Abs. 4 und 5.“

3. § 50 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift wird das Wort „Sonderzuwen-

dung“ durch das Wort „Sonderzahlung“ ersetzt.
b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Soweit der Bund oder die Länder durch Ge-
setz eine jährliche Sonderzahlung an Versorgungsbe-
rechtigte gewähren, darf diese im Kalenderjahr den
monatlichen Versorgungsbezug nicht überschreiten.
Das Gesetz hat die Zahlungsweise zu bestimmen. Es

kann festlegen, dass die Sonderzahlung an der allge-
meinen Anpassung nach § 70 teilnimmt. Daneben
kann für jedes Kind eines Versorgungsberechtigten
ein Sonderbetrag bis zur Höhe von 25,56 Euro ge-
währt werden.“

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Nach Inkrafttreten bundes- oder landesgesetz-
licher Regelungen nach Absatz 4 sind die Ruhens-,
Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften dieses Ge-
setzes und des Gesetzes über die Gewährung einer
jährlichen Sonderzuwendung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Dezember 1998 (BGBl. I
S. 3642), zuletzt geändert durch …, auf die bundes-
oder landesgesetzlich geregelten jährlichen Sonder-
zahlungen entsprechend weiter anzuwenden.“

4. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Monat Juli um den
Betrag des Urlaubsgeldes nach § 4 des Urlaubs-
geldgesetzes“ durch die Angabe „jeweiligen
Auszahlungsmonat um den nach § 67 Abs. 1
Satz 4 des Bundesbesoldungsgesetzes zu zahlen-
den Betrag“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Monat Juli“ durch
die Wörter „jeweiligen Auszahlungsmonat“ er-
setzt.

b) In Absatz 4 wird die Angabe „des § 13 Satz 4“ durch
die Angabe „des § 13 Abs. 1 Satz 4“ ersetzt.

5. Dem § 54 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Dabei darf die Gesamtversorgung nicht hinter der frü-
heren Versorgung zurückbleiben.“

Artikel 3
Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. April 2002 (BGBl. I S. 1258, 1909),
zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird in der Angabe zu Abschnitt
IV Nr. 3 das Wort „Sonderzuwendung“ durch das Wort
„Sonderzahlung“ ersetzt.

2. In § 3 Abs. 3 wird das Wort „Sonderzuwendung“ durch
die Angabe „Sonderzahlung nach § 47 Abs. 3 und 4“ er-
setzt.

3. In § 11a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 werden jeweils die Wörter
„des Urlaubsgeldes“ durch die Angabe „des nach § 67
Abs. 1 Satz 4 des Bundesbesoldungsgesetzes zu zahlen-
den Betrages“ ersetzt.

4. In § 14 Abs. 2 wird das Wort „Sonderzuwendung“ durch
die Angabe „Sonderzahlung nach § 47 Abs. 3 und 4“ er-
setzt.

5. In der Überschrift zu Abschnitt IV Nr. 3 wird das Wort
„Sonderzuwendung“ durch das Wort „Sonderzahlung“
ersetzt.
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6. § 47 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Versorgungsberechtigten können eine
jährliche Sonderzahlung nach besonderer bundesge-
setzlicher Regelung erhalten. Im Übrigen gilt § 50
Abs. 4 des Beamtenversorgungsgesetzes entspre-
chend.“

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Nach Inkrafttreten bundesgesetzlicher Rege-

lungen gemäß § 50 Abs. 4 des Beamtenversorgungs-
gesetzes sind die Ruhens-, Kürzungs- und Anrech-
nungsvorschriften dieses Gesetzes und des Gesetzes
über die Gewährung einer jährlichen Sonderzuwen-
dung in der Fassung der Bekanntmachung vom
15. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3642), zuletzt geän-
dert durch …, auf die bundesgesetzlich geregelten
jährlichen Sonderzahlungen entsprechend weiter an-
zuwenden.“

7. § 53 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Monat Juli um den
Betrag des Urlaubsgeldes nach § 4 des Urlaubs-
geldgesetzes“ durch die Angabe „jeweiligen
Auszahlungsmonat um den nach § 67 Abs. 1
Satz 4 des Bundesbesoldungsgesetzes zu zahlen-
den Betrag“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Monat Juli“ durch
die Wörter „jeweiligen Auszahlungsmonat“ er-
setzt.

b) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 13 Satz 4“ durch die
Angabe „§ 13 Abs. 1 Satz 4“ ersetzt.

8. Dem § 55 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„Dabei darf die Gesamtversorgung nicht hinter der frü-
heren Versorgung zurückbleiben.“

Artikel 4
Änderung der Altersteilzeitzuschlagsverordnung

In § 2 Abs. 2 der Altersteilzeitzuschlagsverordnung in
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. August 2001
(BGBl. I S. 2239), die zuletzt durch … geändert worden ist,
werden die Wörter „jährliche Sonderzuwendung und das
jährliche Urlaubsgeld“ durch die Wörter „jährliche Sonder-
zahlungen“ ersetzt.

Artikel 5
Änderung der Zweiten

Besoldungs-Übergangsverordnung
Die Zweite Besoldungs-Übergangsverordnung in der

Fassung der Bekanntmachung vom 27. November 1997
(BGBl. I S. 2764), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt
geändert:
1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe „Absätze 2 bis 5“ durch
die Angabe „Absätze 2 und 3“ ersetzt.

b) Die Absätze 3 und 5 werden aufgehoben.
c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

2. § 5 Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben.
3. 1) Dem § 12 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Bis zum Inkrafttreten von Regelungen nach § 67
des Bundesbesoldungsgesetzes sind § 3 Abs. 3 und 5 so-
wie § 5 Abs. 2 Satz 2 in der bis zum … geltenden Fas-
sung weiter anzuwenden.“

Artikel 6
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang
Die auf den Artikeln 4 und 5 beruhenden Teile der dort

geänderten Rechtsverordnungen können auf Grund der je-
weils einschlägigen Ermächtigung durch Rechtsverordnung
geändert werden.

Artikel 7
Aufhebung von Vorschriften

(1) Es werden aufgehoben:
1. das Gesetz über die Gewährung einer jährlichen Sonder-

zuwendung in der Fassung der Bekanntmachung vom
15. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3642), zuletzt geändert
durch …, und

2. das Urlaubsgeldgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16. Mai 2002 (BGBl. I S. 1780), zuletzt
geändert durch … .
(2) Das Gesetz über die Gewährung einer jährlichen Son-

derzuwendung in der Fassung der Bekanntmachung vom
15. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3642), zuletzt geändert
durch …, und das Urlaubsgeldgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. Mai 2002 (BGBl. I S. 1780), zuletzt
geändert durch …, sind bis zum Inkrafttreten bundes- oder
landesgesetzlicher Regelungen zur Gewährung von jährli-
chen Sonderzahlungen weiter anzuwenden.

(3) Bemisst sich die Höhe von Leistungen nach der jähr-
lichen Sonderzuwendung oder dem Urlaubsgeld, sind für
die Höhe dieser Leistungen bis zum Inkrafttreten bundes-
oder landesgesetzlicher Regelungen zur Gewährung von
jährlichen Sonderzahlungen die vor dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes geltenden Bestimmungen zur jährlichen Sonderzu-
wendung und zum Urlaubsgeld weiter anzuwenden, soweit
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.

Artikel 8
Bekanntmachungserlaubnis

Das Bundesministerium des Innern kann den Wortlaut
des Bundesbesoldungsgesetzes und des Beamtenversor-
gungsgesetzes in der Fassung, die am ersten Tage des auf
die Verkündung dieses Gesetzes folgenden Kalendermonats
gilt, im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

1) Formulierung unter Berücksichtigung des Entwurfs eines Gesetzes
über die Anpassung von Dienst- und -versorgungsbezügen in Bund
und Ländern 2003/2004.
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Artikel 9
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt … in Kraft.

3. Erläuterungen zur regelungstechnischen Neu-
fassung

Zu Artikel 1 (Änderung des Bundesbesoldungs-
gesetzes)

Der Bund schöpft für die Beschäftigten der Länder seine
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 74a
des Grundgesetzes für die jährliche Sonderzuwendung und
das Urlaubsgeld künftig nicht mehr aus. Damit werden für
die Länder eigenständige Handlungs- und Gestaltungsspiel-
räume eröffnet.

Für seinen Bereich hat der Bund die Regelungskompetenz
bereits aus Artikel 73 Nr. 8 des Grundgesetzes; seine Befug-
nisse werden nicht erweitert.

Durch den gesetzlich festgelegten Höchstbetrag der jähr-
lichen Sonderzahlungen als Rahmenvorgabe wird für alle
Länder eine gemeinsame Obergrenze gewährleistet. Der
Höchstbetrag für jährliche Sonderzahlungen darf 100 Pro-
zent des Grundbetrages nach dem Gesetz über die Gewäh-
rung einer jährlichen Sonderzuwendung und die bislang gel-
tenden Beträge nach dem Urlaubsgeldgesetz nicht über-
schreiten.

Die Gestaltungsmöglichkeit umfasst auch die Entscheidung
über die Zahlungsweise (monatlich/jährlich) für alle Son-
derzahlungen; die Teilnahme an regelmäßigen Anpassungen
nach § 14 des Bundesbesoldungsgesetzes beziehungsweise
die Ruhegehaltfähigkeit für jährliche Sonderzahlungen kann
ebenfalls geregelt werden. Damit werden die Eigenständig-
keit und Eigenverantwortlichkeit der Länder gestärkt.

In die Berechnung des für den Bereich der Professorinnen
und Professoren zu bestimmenden Besoldungsdurchschnitts
sind auch die Ausgaben für die jährliche Sonderzuwendung
und das Urlaubsgeld im Jahr 2001 eingeflossen. Die Öff-
nung für landesgesetzliche Regelungen im Bereich der Son-
derzahlungen macht es erforderlich, auch bei der Festset-
zung des Vergaberahmens diesen Landesgesetzen Rechnung
tragen zu können.

Zu Artikel 2 (Änderung des Beamtenversorgungs-
gesetzes)

Das Beamtenversorgungsgesetz enthält für die jährliche
Sonderzahlung eine die Vorschrift des Bundesbesoldungs-
gesetzes nachvollziehende Regelung für die Versorgungsbe-
rechtigten. Sie gibt für alle Länder den Rahmen vor, inner-
halb dessen die Gewährung einer jährlichen Sonderzahlung
ausgestaltet werden kann.

Die Länder haben die Möglichkeit, durch Gesetz die jährli-
che Sonderzahlung auszuformen. Das Gesetz hat eine Ent-
scheidung über die Zahlungsweise (monatlich/jährlich) zu
treffen. Darüber hinaus kann die Höhe bis zum festgelegten
Höchstbetrag von 100 Prozent des regelmäßigen monat-
lichen Versorgungsbezugs zuzüglich eines kindbezogenen

Sonderbetrages festgelegt werden. Außerdem kann die Teil-
nahme an regelmäßigen Anpassungen bestimmt werden.

Zudem wird die weitere Anwendung der bestehenden Ru-
hens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften nach dem
Beamtenversorgungsgesetz und nach dem bisher geltenden
Gesetz über die Gewährung einer jährlichen Sonderzuwen-
dung nach Inkrafttreten bundes- oder landesgesetzlicher Re-
gelungen über jährliche Sonderzahlungen geregelt. Damit
wird sichergestellt, dass auch nach Inkrafttreten bundes-
oder landesgesetzlicher Regelungen weiterhin gleiche Ru-
hens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften zur Anwen-
dung kommen.

Zu Artikel 3 (Änderung des Soldatenversorgungs-
gesetzes)

Die Regelungen des Bundesbesoldungsgesetzes haben auch
Auswirkungen auf das Soldatenversorgungsgesetz. Entspre-
chende Änderungen waren daher neu aufzunehmen.

Zu Artikel 4 (Änderung der Altersteilzeitzuschlags-
verordnung)

Die Regelungen des Bundesbesoldungsgesetzes wirken sich
auch auf die Altersteilzeitzuschlagsverordnung aus. Ent-
sprechende Änderungen waren daher neu aufzunehmen.

Zu Artikel 5 (Änderung der Zweiten Besoldungs-
Übergangsverordnung)

Die Vorschläge des Bundesrates zur Änderung der Zweiten
Besoldungs-Übergangsverordnung werden inhaltlich über-
nommen. Danach können die neuen Länder die jährliche
Sonderzuwendung landesgesetzlich regeln und den Grund-
betrag nach dem Gesetz über die Gewährung einer jähr-
lichen Sonderzuwendung auch bis zu 100 Prozent der maß-
gebenden Bezüge gewähren.

Zu Artikel 7 (Aufhebung von Vorschriften)
Aufhebung der bisherigen Bundesgesetze zur Gewährung
einer jährlichen Sonderzuwendung und des Urlaubsgeldes.
Solange von der Regelungskompetenz kein Gebrauch ge-
macht wird, ist das Gesetz über die Gewährung einer jährli-
chen Sonderzuwendung und das Urlaubsgeldgesetz weiter
anzuwenden (siehe Begründung zu Artikel 1). Dadurch
bleibt die jährliche Sonderzuwendung in der bisherigen Fas-
sung auch weiterhin statisch und „eingefroren“.

Es wird sichergestellt, dass das bisherige Recht auch für an-
dere Leistungen, die die jährliche Sonderzuwendung bezie-
hungsweise das Urlaubsgeld berücksichtigen, weiter anzu-
wenden ist. Mit der Regelung werden bereits bestehende
Rechtspositionen umfassend geschützt.

Die Bundesregierung berichtet dem Deutschen Bundestag
bis zum 31. Dezember 2007, ob die Länder eigenständige
Regelungen für jährliche Sonderzahlungen erlassen haben.
Aus Gründen der Rechtsklarheit ist dann zu entscheiden,
wie lange die Anwendungsregelungen des aufgehobenen
Gesetzes über die Gewährung einer jährlichen Sonderzu-
wendung und des aufgehobenen Urlaubsgeldgesetzes ge-
mäß Artikel 7 Abs. 2 und 3 fortgelten können.
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4. Stellungnahme der Gewerkschaften im Rahmen
des Beteiligungsverfahrens

Der Deutsche Beamtenbund, der Deutsche Gewerkschafts-
bund, der Deutsche Richterbund, der Bund Deutscher Ver-
waltungsrichter und Verwaltungsrichterinnen sowie der
Deutsche Bundeswehrverband und der Christliche Gewerk-
schaftsbund lehnen im Rahmen des Beteiligungsverfahren
die Stellungnahme der Bundesregierung zum Gesetzentwurf
des Bundesrates zur Änderung dienstrechtlicher Vorschrif-
ten ab.
Nach Auffassung der Gewerkschaften wird es als Folge von
eigenständigen Regelungen im Bereich der Sonderzahlun-
gen zu einem Besoldungswettlauf um qualifiziertes Perso-
nal zu Lasten finanzschwacher Länder kommen. Die zur
Vermeidung derartiger Auswirkungen des Besoldungsföde-
ralismus Anfang der siebziger Jahre geschaffene Besol-
dungseinheit werde damit beseitigt.
Die Gewerkschaften werten die Stellungnahme der Bundes-
regierung als allein der Haushaltskonsolidierung dienende
Maßnahme. Sie vermissen dabei jegliche Ansätze einer Mo-
dernisierung der Besoldung. Vor diesem Hintergrund wen-
den sie sich auch gegen die Übernahme der Handlungs- und
Gestaltungsoptionen für den Bereich des Bundes. Sie be-
fürchten insbesondere, dass durch vom bisherigen Recht ab-
weichende Regelungen künftige Besoldungsanpassungen
neutralisiert werden.
Daneben stelle die Bundesratsinitiative einen indirekten
Eingriff in die Tarifautonomie dar. Die Stellungnahme der
Bundesregierung stehe daher im Widerspruch zur im Rah-
men des Tarifabschlusses vom 9. Januar 2003 getroffenen
Prozessvereinbarung für Modernisierungsverhandlungen.

Die Bundesregierung betont demgegenüber, dass die Be-
grenzung der landesgesetzlichen Regelungskompetenz auf
jährliche Sonderzahlungen sicherstellt, dass im Kernbereich
der Besoldung einheitliche Grundstrukturen erhalten wer-
den. Die Kernalimentation bleibt unberührt und die Funk-
tionsfähigkeit des öffentlichen Dienstes wird gewährleistet.

Darüber hinaus verschließt sich die Bundesregierung in ih-
rer Stellungnahme nicht dem eindeutigen Länderwunsch
nach mehr Eigenverantwortung vor dem Hintergrund der
unterschiedlichen Personal- und Kostenstrukturen im Be-
reich der Beamtinnen und Beamten. Sie greift diesen Vor-
schlag auf, um den Ländern jeweils die Option für eigen-
ständige Regelungen im Bereich der Sonderzahlungen ein-
zuräumen. Diese Möglichkeit muss jedoch allen Dienst-
herrn, also auch dem Bund offen stehen. Dies entspricht der
von der Bundesregierung angestrebten neuen Verantwor-
tungsteilung zwischen Bund und Ländern.

Die Bundesregierung weist insbesondere darauf hin, dass
mit der Bundesratsinitiative die gegenwärtige Ausgestal-
tung der Sonderzuwendung und des Urlaubsgeldes nicht
verändert wird, sondern lediglich Handlungs- und Gestal-
tungsoptionen für den Bund und die Länder eröffnet wer-
den. Die Gewerkschaften sind aufgefordert, sich bei deren
Ausgestaltung konstruktiv zu beteiligen.

Den Vorwurf eines Eingriffes in die Tarifautonomie weist
die Bundesregierung zurück, da dieser im Regelungssystem
der Besoldung nicht zum Tragen kommen kann. Das in der
Stellungnahme zur Bundesratsinitiative angestrebte Ziel der
Flexibilisierung des Bezahlungsrechts steht der Zielsetzung
der Prozessvereinbarung zur umfassenden Reform des Ta-
rifrechts nicht entgegen.
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